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5. Wahlperiode 


Drucksache V/4648 


Der Bundesminister des Innern 

D II 1 -221 002-2/9 


Bonn, den 2. Oktober 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Gehaltsrückstand im Öffentlirhpn Dienst 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Genscher und der 
Fraktion der FDP 
- Drucksache V/4633 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Bundesministern der Finanzen und für Wirtschaft wie folgt; 


1. Entsprechen die jetzt von den Tarifpurtnern vereinbarten Lohn- 
erhöhungen von 11 den von der Bundesregierung für ange- 
messen erachteten Oi ientierungsdaten für die Lohnentwicklung, 
wie sie d=e Bundesregierung laut Drucksache V/4629 in der 
Künzertierten Aktion zur Verfügung gestellt hat? 


Der von der Bundesregierung am 31. Januar 1969 dem Deut- 
schen Bundestag zugeleitete Jahreswirtschaftsbericht enthält 
mit der Jahresprojektion auch gesamtwirtschaftliche Orientie- 
rungsdaten, die den Teilnehmern der Konzertierten Aktion zur 
Verfügung gestellt worden sind. 

Die Daten der Jahresprojektion 1969 sind inzwischen aus den 
bekannten Gründen von der wirtschaftlichen Entwicklung über- 
holt worden. Der für die Lohnentwicklung wichtige Arbeits- 
markt weist gegenwärtig einen beträchtlichen Überhang an 
offenen Stellen auf. 

Angesichts dieser gesamtwirtschaftlichen Lage kann für die 
Beurteilung der neuesten Lohnentwicklung die Jahresprojektion 
des Jahreswirtschaftsberichts 1969 nicht mehr uneingeschränkt 
verwendet werden. Die eingetretene wirtschaftliche Entwick- 
lung wird in der nächsten Jahresprojektion der Bundesregie- 
rung, die die Ziele für die weitere Wirtschaftspolitik bestimmt, 
berücksichtigt werden. 
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2. Welche Auswirkungen werden diese Lohnerhöhungen duf die 
Gehaltsentwicklung im öllentlichen Dienst haben? 

3. Welche Sofortmaßnahmen zum Abbau des vor diesen Lohner- 
höhungen schon bestehenden Besoldungsrückstandes von 19 •’/o 
schlägt die Bundesregierung angesichts der von ihr zu verant- 
v/ortenden Lohn- und Preinentwicklung vor? 


Die Bundesregierung hat wiederholt, zuletzt im Beschluß vom 
23. September 1969 ihre Auffassung bekräftigt, daß die Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes, Arbeiter, Angestellte, Beamte 
und Soldaten, ebenso am wirtschaftlichen Wachstum teilhaben 
müssen wie die Beschäftigten in der gewerblichen Wirtschaft. 
Ebenso wie in der gewerblichen Wirtschaft muß auch im öffent- 
lichen Dienst sichergestellt werden, daß die Lohn-, Gehalts- 
und Besoldungsentwicklung mit dem gesamtwirtschaftlichen 
Fortschritt im Einklang steht. 

Die neueste Lohnentwicklung in der Wirtschaft wird deshalb 
nicht ohne Rückwirkung auf die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes bleiben können. So wird der Bund am 3. Oktober 1969 
gemeinsam mit den Ländern Tarifverhandlungen mit den Ge- 
werkschaften über deren Forderung nach Einkommensverbesse- 
rungen für die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes noch im 
Jahre 1969 führen. Uber Art und Umfang der Verbesserungen 
kann vor Abschluß der Verhandlungen nichts gesagt werden. 
Im Beschluß vom 23. Sepiember 1969 hat die Bundesregierung 
angekündigt, sie werde entsprechende Maßnahmen auch zu- 
gunsten der Beamten, Soldaten und Versorgungsempfänger 
treffen. Zur Frage des Besoldungsrückstandes verweise ich im 
übrigen auf die Beantwortung einer entsprechenden Dringlichen 
Mündlichen Anfrage in der Fragestunde des Deutschen Bundes- 
tages am 5. Februar 1969 (Stenographischer Bericht S. 11481) 
und auf meine wiederholten Äußerungen aus jüngster Zeit, daß 
die Bundesregierung angemessene Einkommenserhöhungen für 
die Bundesbediensteten in die bevorstehende Beschlußfassung 
über den Haushalt 1970 und die Fortschreibung der mehr- 
jährigen Finanzplanung einbeziehen wird. 


4. In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung die Versor- 
gungsempfänger des öffentlichen Dienstes an derartigen Maß- 
nahmen zu beteiligen, um ihre Benachteiligung auszuschlicßen? 


Die Bundesregierung wird die Versorgungsempfänger - wie 
bisher - unter Beachtung von § 86 Abs. 2 des Bundesbeamten- 
gesetzes vom selben Zeitpunkt und im gleichen Ausmaß an 
derartigen Erhöhungen der Besoldung beteiligen. § 50 Abs. 2 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes sichert für die Versorgungs- 
empfänger der Länder und Gemeinden entsprechende Maß- 
nahmen. 
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